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zu fordern; auch diese Unterlagen bedürfen keiner 
Legalisation oder gleichwertigen Fönnlichkeit. 

2. von einem Gericht eines anderen Staates getrof­
fen worden ist, der VerschoUene nur diesem Staat
angehörte und keines der in § 109 des Gesetzes
über das Verfahren in Familiensachen und in den
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit
geregelten Anerke1mungshindernisse vorliegt.

A 6.2.7 Wird eine Entscheidung, die von der EG-Verord­
nung nicht erfasst wird, vorgelegt, ist sie im deut­
schen Rechtsbereich nur dann wirksam, wenn die zu­
ständige Landesjustizverwaltung oder das gegen die 
Entscheidung der Landesjustizverwaltung angeru­
fene Oberlandesgericht festgestelJt hat, dass die Vo­
raussetzungen für die Anerkennung vorliegen. Die 
FeststelJung wird durch eine Befreiung von der Bei­
br ingung des ausländischen Ehefähigkeitszeugnisses 
nicht entbehrlich. Kann eine ausländische Entschei­
dung in Ehesachen trotz aIJer Bemühungen von den 
Beteiligten nicht beschafft werden, so ist der Antrag 
gleichwohl vorzulegen. 
Wird dem Standesamt eine ausländische Entschei­
dung in Ehesachen vorgelegt, für die eine Feststel­
lung der Anerkennungsvoraussetzungen durch die 
Landesjustizverwaltung erforderlich ist, soll der An-
trag aufgenommen und der zustän9igen Landesjus­
tizverwaltung vorgelegt werden. Ortlich zuständig 
für die Feststellung ist die Justizve1waltung des 
Landes, in dem ein Ehegatte seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt hat. Hat keiner der Ehegatten seinen ge­
wöhnlichen Aufenthalt im Inland, so ist die Justiz­
verwaltung des Landes zuständig, in dem eine neue 
Ehe geschlossen oder eine neue Lebenspartnerschaft 
begründet werden soll. Soweit hiernach keine Zu­
ständigkeit besteht ist die Justizverwaltung des 
Landes Berlin zuständig. 

A 6.2.8 Einer Feststellung der Anerkennungsvorausset­
zungen durch die Landesjustizverwaltung bedürfen 
nicht 
1. Entscheidungen, die ein Gericht oder eine Behör­

de des Staates getroffen hat, dem beide Ehegatten
zur Zeit der Entscheidung angehört haben, wenn
keiner der Ehegatten Deutscher war oder als hei­
matloser Ausländer oder Asylberechtigter oder
ausländischer Flüchtling dem deutschen Recht
w1terstand (Heirnatstaatentscheidungen); die
Wirksamkeit für den deutschen Rechtsbereich ist
nach § I 09 des Gesetzes über das Verfahren in
Familiensachen und in den Angelegenheiten der
freiwilligen Gerichtsbarkeit zu prüfen,

2. Entscheidungen, die vor dem l. ovember 1941
am Rande des Heiratseintrags vern1erkt worden
sind.

A 6.3 Entscheidungen in Lebenspartnerschaftssachen 
Wird eine ausländische Entscheidung über die Auf­
lösung einer Lebenspartnerschaft vorgelegt, ist ihre 
Anerkennung nach § 109 des Gesetzes über das Ver­
fahren in Familiensachen und in den Angelegen­
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit zu prüfen. 

A 6.4 Entscheidungen über Todeserklärung 
Wird eine Entscheidw1g eines ausländischen Ge­
richts über Todeserklärung oder gerichtliche Fest­
stellw1g der Todeszeit vorgelegt, ist cliese anzuerken­
nen wenn sie 
1. von einem Gericht eines Vertragsstaates der Kon­

vention der Vereinten Nationen vom 6. April
1950 über die Todeserklärung Verschollener
(BGBl. 1955 II S. 701), die für clie Bundesrepub­
lik Deutschland am 24. Januar 1967 außer Kraft
getreten ist, getroffen worden ist und der Ver­
schoIJene einem clieser Vertragsstaaten ange­
hörte, oder

A 7 Prüfung der Staatsangehörigkeit 

A 7.1 Deutsche 

Bestehen begründete Zweifel, ob eine Person Deut­
scher ist, so ist ein aktueller Staatsangehörigkeitsaus­
weis zu verlangen, we1m die Zweifel auch bei Vorla­
ge einer anderen Staatsangehörigkeitsurkunde nicht 
ausgeräumt werden können. 

7.2 Heimatlose usländer, Asylberechtigte und aus­
ländische Flüchtlinge 

Bei heimatlosen Ausländern, Asylberechtigten und 
ausländischen Flüchtlingen kann die Staatsangehö­
rigkeit regelmäßig nicht durch Vorlage der in § 8 
Absatz 2 der Personenstandsverordnung aufgeliste­
ten Dokumente festgestellt werden; sie weisen ihre 
Rechtsstellung durch einen Eintrag im Reiseausweis 
nach. 

A 7 .2 .1 Bei heimatlosen Ausländern lautet der Eintrag: ,,Der 
Inhaber dieses Reiseausweises ist heimatloser Aus­
länder nach dem Gesetz über clie Rechtsstellw1g hei­
matloser Ausländer im Bw1desgebiet vom 25. April 
1951 und zum Aufenthalt im Gebiet der Bundesre­
publik Deutschland berechtigt." 

A 7.2.2 Bei Asylberechtigten lautet der Eintrag: ,,Der Inha­
ber clieses Reiseausweises ist als Asylberechtigter 
anerkannt." 

A 7.2.3 Bei ausländischen Flüchtlingen, bei denen das Bw1-
desamt für Migration w1d Flüchtlinge festgestellt hat, 
dass clie Voraussetzungen des§ 60 Absatz 1 des Auf­
enthaltsgesetzes vorliegen (§ 3 des Asylverfahrens­
gesetzes), lautet der Eintrag: ,,Der Inhaber dieses 
Reiseausweises ist Flüchtling im Sinne des Abkom­
mens über die Rechtsstellung der Flüchtlinge." 

A 7.2.4 Bei Kontingentflüchtlingen, clie vor dem l. Januar 
2005 nach dem bis dahin geltenden § l Absatz 1 des 
Gesetzes über Maßnahmen für im Rahmen humani­
tärer Hilfsaktionen aufgenommene Flüchtlinge die 
Rechtsstellung von Flüchtlingen nach dem Abkom­
men vom 28. Juli 1951 über die Rechtsstellung der 
Flüchtlinge (BGBl. 1953 II S. 559) genossen haben 
(§ 103 des Aufenthaltsgesetzes), lautet der Eintrag:
„Der Ausweisinhaber ist als auslänclischer Flüchtling
nach § l Absatz l des Gesetzes über Maßnahmen für
im Rahmen humanitärer Hilfsaktionen, das am
1. Januar 2005 außer Kraft trat, aufgenommen wor­
den. Die Rechtsstellung gilt nach§ 103 des Aufent­
haltsgesetzes fort." Dies gilt nicht für Personen, die
nur in analoger Anwendung des Gesetzes aufgenom­
men wurden.

A 7.2.5 Bei Flüchtlingen, die von einem anderen Vertrags­
staat des Abkommens über die Rechtsstellung der 
Flüchtlinge anerkannt worden sind, wenn die Verant­
wortung für die AusstelJung des Reiseausweises auf 
Deutschland übergegangen ist (Artikel 28 des 
Abkommens in Verbindw1g mit § 11 des Anhangs 
des Abkommens), lautet der Eintrag: , Der Inhaber 
dieses Reiseausweises ist außerhalb des Gebietes der 
Bundesrepublik Deutschland als Flüchtling nach 
dem Abkommen über die Rechtsstellung der Flücht­
linge anerkaimt worden." Der Text des Abkommens 
und des Protokolls vom 31. Januar 1967 über die 
Rechtsstellung der Flüchtlinge (BGBI. 1969 II 
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